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Generationengerechtigkeit, was ist das?
Dazu habe ich mich bei Bekannten,

Kollegen und Bürgern umgehört. Meine
nicht repräsentativen Umfragen haben zu
sehr unterschiedlichen Antworten geführt.
Die meisten Übereinstimmungen gab es
bei der Aussage »Generationengerechtig-
keit heißt, Verantwortung für nachfolgen-
de Generationen zu übernehmen.« Das se-
he ich genauso. Generationengerechtigkeit
erfordert, Gestaltungsspielräume zu erhal-
ten und heutige Wünsche und Bedürfnisse
mit denen abzuwägen, die die Zukunftsge-
sellschaft voraussichtlich haben wird. Ich
gebe zu, dass diese Perspektive für uns ak-
tive Politiker nicht einfach ist. Mit Blick
auf den nächsten Wahltermin bekommen
tendenziell die Interessen der aktuellen
Wahlberechtigten eine höhere Aufmerk-
samkeit und langfristige Zukunftsperspek-
tiven werden eher vernachlässigt. Das birgt
erhebliche Gefahren. Heutige Versäumnis-
se in der Umwelt- und Energiepolitik wir-
ken weit in die Zukunft und sind später
nicht mehr oder nur noch mit sehr hohem
Aufwand zu korrigieren. Ausufernde Ver-
schuldung heute führt zu leeren Staats-
kassen morgen. Die wiederum bedingen
Steuererhöhungen, Arbeitslosigkeit und
Kürzungen von Sozialleistungen, was ak-
tuell in den europäischen Krisenstaaten zu
beobachten ist.

Die zweitmeisten Übereinstimmun-
gen zu meiner kleinen Privatumfrage gab
es bei der Antwort »Generationengerech-
tigkeit heißt, Solidarität zwischen den Ge-
nerationen zu erreichen.« Auch dieser Be-
griffsauslegung stimme ich zu. Ich sehe,
dass das Miteinander der Generationen in
Familien im Alltag in vielen Fällen bestens
funktioniert. Großeltern, Eltern und Kin-

der sind überwiegend solidarisch mitei-
nander verbunden. In den Familien eröff-
nen Großeltern Sparkonten für noch nicht
geborene Enkelkinder, sorgen Jugendliche
dafür, dass Oma und Opa up-to-date blei-
ben und verbiegen sich Eltern, um ihren
Kids maximale Teilhabe zu ermöglichen.
Aufgabe von Politik ist es, Solidarität für
die wachsende Zahl der Menschen zu orga-
nisieren, die aus den unterschiedlichsten
Gründen nicht in ein tragfähiges soziales
Netzwerk eingebunden sind. Eine genera-
tionengerechte Politik muss dafür sorgen,
dass alle mitgenommen und niemand zu-
rückgelassen wird.

Ich habe mich immer dafür eingesetzt,
Generationengerechtigkeit als Staatsziel im
Grundgesetz zu verankern.Aber auch ohne
diese gesetzliche Verankerung sehe ich er-
freuliche Entwicklungen. Langfristige Poli-
tikperspektiven gewinnen an Bedeutung.
Die aktuellen Debatten zum Atomausstieg
und zur Energiewende weisen in die richti-
ge Richtung. Das gilt auch für den in den
letzten Monaten deutlich intensiver geführ-
ten Diskurs zum Demografischen Wandel.

In der SPD-Bundestagsfraktion dis-
kutieren wir die Herausforderungen und
Chancen des Demografischen Wandels
häufig unter der Überschrift »Miteinander
der Generationen«. Wir entwickeln lang-
fristige Politikansätze, die die Bedürfnisse
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von kommenden Generationen berück-
sichtigen und das Miteinander der heute
lebenden Generationen fördern.Viele Kom-
munen haben bereits seit langem erkannt,
dass Lebensqualität und gesellschaftlicher
Zusammenhalt im Demografischen Wan-
del nur mit der Perspektive von langfristiger
gemeinsamer Verantwortung geschaffen
und erhalten werden können. Die Verant-
wortlichen vor Ort berichten uns von wun-
derbaren Beispielen aus der Praxis: Etwa
von den 14-jährigen Mädchen Anne und
Helen, die wöchentlich im Altersheim ge-
meinsam mit den älteren Menschen sin-
gen. Und die danach sagen: »Das berei-
chert unser Leben, hier werden unsere All-
tagsprobleme plötzlich ganz unbedeutend
und wir erfahren, was wirkliche Probleme
sind.« Sie berichten von einer 87-jährigen
Bewohnerin, die über das ganze Gesicht
strahlt und sagt: »Ihr jungen Leute schafft
es, dass wir uns so fühlen, als würden wir
mitten im Leben stehen.«

Sie erzählen von Hans (75) und Regina
(78), die als Integrationspaten indischen
Studenten unter die Arme greifen. Voller
Stolz sagen sie: »Internationale Netzwerke
haben nicht nur Wirtschaftsunternehmen,
sondern die haben wir auch.Wir sind eine
große Familie, die auch nach der Studien-
zeit in Kontakt bleibt.« 

Es funktioniert nur miteinander

In der Arbeitsgruppe »Miteinander der
Generationen im Demografischen Wan-
del« legen wir einen Schwerpunkt auf die
Chancen, die sich durch die demografi-
schen Trends ergeben: Beispielsweise für
bessere Berufsperspektiven für die junge
Generation und für Impulse für unsere
Demokratie vor Ort. Generationengerech-
tigkeit erfordert eine nachhaltige Politik,
die auf allen Ebenen ansetzt und alle Fach-
richtungen gleichzeitig in den Blick nimmt.
Aus meiner Sicht sind folgende Aspekte
besonders wichtig:

Wir müssen dafür sorgen, dass es in un-
serem Land sozial gerecht zugeht: Das Sta-
tistische Bundesamt meldet im Oktober
2012, für 15,8 % der Menschen in unserem
Land bestehe ein hohes Armutsrisiko. An-
dererseits geht aus dem aktuellen Armuts-
und Reichtumsbericht hervor, dass der
Reichtum in unserem Land trotz europä-
ischer Schuldenkrise wächst. Der wach-
sende Abstand zwischen Reich und Arm
gefährdet den gesellschaftlichen Zusam-
menhalt. Wir müssen unser Steuersystem
deshalb so umgestalten, dass es reichere
Menschen angemessen an den Kosten un-
seres Sozialstaats beteiligt. Für Ärmere
müssen wir ein engmaschiges soziales Si-
cherungsnetz knüpfen, dass Hilfebedürf-
tige auffängt und sie befähigt, schnell wie-
der auf die Beine zu kommen. Wir brau-
chen mehr Vorsorge und weniger Nach-
sorge. Das ist im Übrigen langfristig be-
trachtet kostengünstiger und damit auch
generationengerechter.

Wir müssen Kommunen stark machen:
Leere Kassen in den Kommunen gefähr-
den den gesellschaftlichen Zusammenhalt
vor Ort. Nur starke Kommunen können
dafür sorgen, dass das Leben vor Ort un-
ter Berücksichtigung regionaler Besonder-
heiten gelingt. Sie organisieren und finan-
zieren Kitas, Ganztagsschulen, Familien-
zentren, vernetztes Wohnen und Anlauf-
stellen für Ehrenamtliche. Kommunen leis-
ten 60 % aller Infrastrukturinvestitionen.
Europa, Bund und Länder müssen die
Kommunen nach Kräften unterstützen.
Dabei ist eine verlässliche und ausreichen-
de finanzielle Basisausstattung wichtiger
als ein häufig gut gemeinter aber im Er-
gebnis schlecht gemachter Projektförde-
rungsdschungel. Der heute noch vorherr-
schende Wettbewerbsföderalismus muss
in einen solidarischen Föderalismus um-
gewandelt werden.

Wir brauchen mehr Bildungschancen:
Entweder schaffen wir es, die Zukunft für
die Kinder und Jugendlichen zu gestalten
oder wir verspielen sie. Bildung ist der
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Schlüssel für Zukunftschancen, gelingende
Integration und beste Armutsprävention.
Deshalb sind Bund und Länder bei der
Finanzierung des Ausbaus von Kitas und
Ganztagsschulen auch in der Mitverant-
wortung. Bildungsinvestitionen sind ein
Paradebeispiel für Generationengerechtig-
keit. Sie sorgen langfristig für mehr Bil-
dungsgewinnerinnen und -gewinner und
damit für mehr erfüllte Berufswünsche. Das
wiederum bringt künftig höhere Steuer-
einnahmen, höhere Einnahmen für die so-
zialen Sicherungssysteme, weniger Sozial-
ausgaben für Hilfebedürftige und damit
größere Gestaltungsspielräume für zu-
künftige Generationen.

Wir müssen für Lohngerechtigkeit und
gute Arbeitsbedingungen sorgen: Immer
mehr sozialversicherte Arbeitsplätze wer-
den durch unsichere Jobs ersetzt. Deutlich
zu viele Unternehmen speisen ihre Be-
schäftigten mit Niedriglöhnen ab. Das ge-
fährdet die Existenzgrundlage der Men-
schen und damit die Teilhabechancen der
Betroffenen. Deshalb brauchen wir faire
Löhne und gute Arbeitsbedingungen. Ich
wünsche mir eine höhere Wertschätzung
für die Arbeit nah am Menschen, z.B. in
den Erziehungs- und Pflegeberufen.

Wir brauchen eine konsequente Poli-
tik für die Gleichstellung von Frauen und
Männern: Erforderlich ist ein Politikmix,
der als Ziel den Rollenwechsel »von der
Zuverdienerin zur Verdienerin und vom
Haupternährer zum Partner auf Augen-
höhe« hat. Partnerschaftliche Lebensmo-
delle sind wirtschaftliche Erfolgsmodelle
und führen darüber hinaus zu mehr erfüll-
ten Kinderwünschen. Das zeigt ein Blick
in die skandinavischen Staaten.Wir dürfen
es uns in Zeiten von Fachkräftemangel
nicht länger leisten, Elternteile vom Ar-
beitsmarkt fernzuhalten. Allerdings müs-
sen die Arbeitsbedingungen stimmen. Ne-
ben der Arbeitszeit müssen Zeiten für
Familie und Ehrenamt unter einen Hut ge-
bracht werden. Das gilt gleichermaßen für
Frauen und Männer. Nur im Beruf ver-

netzte Männer unterschätzen häufig die
Bedeutung von Kompetenzen, die bei Fa-
milienarbeit und zivilgesellschaftlichem
Engagement erworben werden können.
Die sogenannten soft skills entscheiden be-
reits heute über berufliches Fortkommen.
Sie schützen im Übrigen auch vor Verein-
samung im Alter.Wer bereits heute soziale
Kontakte außerhalb des Berufs pflegt, ist
darin geübt, und wird auch als Rentner
seltener vereinsamen. Frauen hätten mit
Sicherheit kein höheres Armutsrisiko im
Alter, wenn sie nicht systematisch be-
hindert würden. Es wird allerhöchste Zeit,
die immer noch bestehenden Hindernisse
endlich wegzuräumen. Stichworte dafür
sind: Gleicher Lohn für gleichwertige Ar-
beit, mehr Aufstiegschancen durch Frauen-
quoten und Reform des Ehegattensplit-
tings.

Sozial gerecht und nachhaltig

Die aktuelle schwarz-gelbe Regierungs-
politik kann man als Beispiel dafür neh-
men, wie man es nicht machen sollte.
Durch sinnlose Steuergeschenke für Hote-
liers wurde der Abstand zwischen Reich
und Arm sogar noch vergrößert. Kommu-
nen werden durch wahlkampfmotivier-
te Steuersenkungen auf Pump finanziell
schlechter gestellt. Mit dem Betreuungs-
geld will Schwarz-Gelb den Zugang zu
frühen Bildungschancen behindern. Ein
gesetzlicher Mindestlohn, der Niedrigst-
löhne verhindern würde, wird abgelehnt.
Zudem findet Gleichstellungspolitik fak-
tisch nicht statt.

Eine generationengerechte Politik sieht
meines Erachtens anders aus. Sie muss so-
zial gerecht und nachhaltig sein und zu ei-
nem gelingenden Miteinander beitragen.
Dem Miteinander von Jung und Alt, von
Reich und Arm,von Nachbarn,von Akteu-
ren vor Ort, von Fachpolitiken und dem
Miteinander von Europa, Bund Ländern
und Kommunen.
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